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Praxis der Zürcher Staatsanwalt­
schaft bei Freitodbegleitungen 
Eine Analyse anhand der rechtlichen  
Vorgaben

Unter dem Regime der früheren kantonalen Strafprozessordnun-
gen galt in allen Kantonen die Regel, dass ein Suizid ein «aus
sergewöhnlicher Todesfall» sei, bei welchem in jedem Fall Staatsan-
waltschaft und Polizei ausrücken würden und eine Legalinspektion 
durchzuführen sei. Die nun geltende eidgenössische StPO fasst in 
Art. 253 den Begriff des «aussergewöhnlichen Todesfalls» wesentlich 
enger, was jedoch in den Kantonen seitens der Behörden bislang ins-
besondere bei der Abklärung von durch Organisationen begleiteten 
Suiziden keine Beachtung gefunden hat. Es stellt sich somit die Fra-
ge, wie unter dem nun seit bald zehn Jahren geltenden Regime der 
StPO vorzugehen ist. Die nachstehenden Überlegungen beziehen sich 
zwar allein auf das Recht des Kantons Zürich; sie können aber auch für 
jeden anderen Kanton dazu führen, dass damit zusammenhängende 
Fragen aufgeworfen werden.

Inhaltsübersicht

I.	 Die Vorschriften des Gesundheitsgesetzes
II.	 Die Feststellung des Todes durch einen Arzt 
III.	 Die ärztliche Leichenschau
IV.	 Was sind die Ziele der Bestattungsverordnung?

A.	 Der polizeilich beauftragte Arzt
B.	 Die Bedeutung der Begriffe «Todesart» und «Todesursache»
C.	 Ergebnis der Leichenschau
D.	Zweimal die gleichen zwei Worte – zwei verschiedene 

Bedeutungen
V.	 Die Oberstaatsanwaltschaft beachtet diese Bestimmungen nicht
VI.	 Fragwürdige Richtlinien bezüglich organisierter Suizidhilfe
VII.	Rechtlich problematische Weisungen verursachen unnötige 

Kosten
VIII.	Zusammenfassende Beurteilung der jetzigen Praxis

Geburt und Tod eines Menschen sind auch für eine staat-
liche Gemeinschaft wichtige Vorkommnisse. In der 
Schweiz werden solche Ereignisse vom Zivilstandswesen 
bearbeitet. Massgebend dafür sind die Vorschriften des 
Zivilgesetzbuches sowie der Zivilstandsverordnung des 
Bundes und jene der Kantone.1 Das Bundesrecht schreibt 
in Art. 34a ZStV beispielsweise vor, wer alles dazu ver-
pflichtet ist, dem Zivilstandsamt Sterbefälle zu melden.

Stirbt ein Mensch oder wird eine Leiche gefunden, 
stellt sich sofort die Frage, welches die Ursache für die-

*	 Ludwig A . Minelli, lic. iur., Rechtsanwalt. Der Verfasser ist 
Gründer und Generalsekretär des Vereins «Dignitas – Menschen-
würdig leben – Menschenwürdig sterben».

1	 Vgl. Art. 39–49 ZGB, Art. 34a ZStV.

sen Sterbefall war. Da das Versterben einer Person als Er-
eignis im Gesundheitswesen begriffen wird und weil das 
Gesundheitswesen infolge Fehlens eines entsprechenden 
Artikels in der Bundesverfassung2 in der Kompetenz der 
Kantone liegt, sind für solche Fragen vorab kantonale 
Vorschriften massgebend. 

Untersucht man die zugehörige Praxis des Kantons 
Zürich, zeigt sich, dass sich vor allem beim Umgang der 
Behörden mit Sterbefällen aufgrund organisierter Suizid-
hilfe (nachfolgend: «Freitodbegleitung») die Frage stellt, 
ob die Behörden dabei das massgebliche Recht richtig 
anwenden. Dies soll im Folgenden untersucht und erläu-
tert werden. Der Autor befasst sich in den nachfolgenden 
Überlegungen in diesem Zusammenhang lediglich mit 
den rechtlichen Grundlagen des Kantons Zürich. 

I.	 Die Vorschriften des Gesundheits­
gesetzes

Das Gesundheitsgesetz des Kantons Zürich (GesG) be-
fasst sich an zwei Stellen mit dem Tod. Es sagt in § 15 
Abs. 3 lit. a GesG, dass «aussergewöhnliche Todesfälle, 
insbesondere solche zufolge Unfall, Delikt oder Fehlbe­
handlung einschliesslich ihrer Spätfolgen sowie Selbst­
tötung», von Personen, die einen Beruf des Gesundheits-

2	 Vgl. Art. 3 BV.

Du temps des anciens codes cantonaux de procédure pénale, tous les 
cantons appliquaient la règle selon laquelle un suicide était qualifié de 
« mort suspecte », ce qui impliquait dans tous les cas l’intervention 
du ministère public et de la police et un premier examen du cadavre. 
Le CPP fédéral qui s’applique désormais retient, à son art. 253, une 
notion de « mort suspecte » beaucoup plus restrictive, mais les autori-
tés cantonales n’en ont que peu tenu compte jusqu’à présent, notam-
ment en ce qui concerne la clarification de suicides assistés par des 
organisations. Il faut dès lors se demander comment procéder sous le 
régime du CPP en vigueur depuis près de dix ans. Même si les réflexions 
qui suivent se réfèrent uniquement au droit du canton de Zurich, elles 
peuvent également conduire les autres cantons à se poser des ques-
tions en la matière.
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ren 94 % natürliche Ursachen haben, ergibt die Bestim-
mung durchaus Sinn: Nach allgemeiner Lebenserfahrung 
und dem üblichem Lauf der Dinge wird jemand, der uner-
wartet eine solche Situation antrifft, wohl zuerst an einen 
Arzt denken und dementsprechend reagieren. Gleiches 
gilt für den Fall, dass jemand einen betagten Verwandten 
besuchen will und diesen unerwartet leblos in seiner Woh-
nung antrifft. Anders dürfte es sein, wenn jemand unver-
hofft eine Leiche – deren Identität in der Regel unbekannt 
ist und die womöglich schon Anzeichen von Verwesung 
aufweist – findet. Dann wird wohl zuerst an die Polizei 
gedacht.

Der Grund dafür, dass die BesV in erster Linie den 
Einsatz eines Arztes verlangt, dürfte eine sowohl lebens-
praktische wie rechtliche Überlegung sein. Erstens soll 
ohne Verzögerung eine medizinische Fachperson zur viel-
leicht möglichen Rettung der aufgefundenen Person bei-
gezogen werden. Zweitens: Nur wer von einem Arzt nach 
entsprechender Untersuchung mit dem amtlichen Formu-
lar über die Feststellung eines Sterbefalles für tot erklärt 
worden ist, ist rechtlich als verstorben zu betrachten.7

§ 4 Abs. 3 BesV befasst sich dann mit den Spezialfäl­
len unter den Sterbefällen: «Bestehen Anzeichen dafür, 
dass der Tod Folge eines Unfalls, einer Selbsttötung, ei­
ner Fehlbehandlung oder einer Straftat war, oder wird 
eine unbekannte Person tot aufgefunden, ist unverzüglich 
die Polizei zu benachrichtigen. Die Polizei bietet eine 
Ärztin oder einen Arzt auf.»

Dies bezieht sich somit auf den eingangs zitierten § 15 
Abs. 3 lit. a GesG, der von «aussergewöhnlichen Todes-
fällen» spricht. Hier liegt somit eine Ausnahme von der 
Regel vor, wonach zuerst ein Arzt beizuziehen ist. Dabei 
vermittelt das Wort «Anzeichen» zudem den Begriff des 
Verdachts auf unnatürlichen Tod, also Ungewissheit be-
züglich der Todesart.8 

ternet: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/gesundhe 
it/gesundheitszustand/sterblichkeit-todesursachen/spezifische.html 
(Abruf 19.10.2020).

7	 BSK StPO-Zollinger/Kipfer (FN 5), Art. 253 N 1–2.
8	 Aufgrund der Bestimmung von Art.  2 Abs.  1 EMRK (Recht auf 

Leben), wonach das Recht jedes Menschen auf Leben gesetzlich 
geschützt wird und niemand absichtlich getötet werden darf, ist der 
Staat verpflichtet, bei Verdacht auf unnatürlichen Tod eine ausrei-
chende Untersuchung durchzuführen, um die Ursache zu klären und 
allenfalls dafür Verantwortliche strafrechtlich zu verfolgen. Vgl. 
dazu insbesondere EGMR, No.  23405/16, Frick gegen Schweiz, 
30.6.2020, Internet: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203590 
(Abruf 22.10.2020).

wesens ausüben, sowie deren Hilfspersonen «der Polizei 
unverzüglich» zu melden seien. 

Die zweite Bestimmung des Gesundheitsgesetzes, die 
vom Tod handelt, findet sich in seinem 6. Teil, der Grund-
fragen der Bestattung regelt. Die Detailfragen beantwor-
tet die dazugehörige Bestattungsverordnung,3 die der Re-
gierungsrat in neuer Form auf den 1. Januar 2016 in Kraft 
gesetzt hat. Sie enthält wichtige Regeln darüber, wann im 
Zusammenhang mit dem Tod einer Person die Polizei und 
wann und welche Ärzte eine Rolle zu spielen haben. Der 
Regierungsrat hat diese Verordnung nicht zuletzt mit der 
Absicht erlassen, bis zu ihrem Inkrafttreten unbeantwortet 
gebliebene Fragen im Bestattungswesen zu regeln.4

II.	 Die Feststellung des Todes  
durch einen Arzt 

§ 4 Abs. 1 BesV hält den Grundsatz fest: «Wer beim Tod 
einer Person zugegen war oder einen Leichnam findet, 
zieht eine Ärztin oder einen Arzt bei.» Dafür kommt nach 
Auffassung des Autors jede Person in Frage, welche über 
ein eidgenössisches Arztdiplom verfügt.5

Es stellt sich die Frage, ob diese Bestimmung der Le-
benswirklichkeit entspricht. Wenn jemand unerwartet ei-
ner sterbenden oder scheinbar leblosen Person begegnet, 
wen wird er in der Regel zuerst anrufen, den Arzt oder die 
Polizei? Da von den rund 64’000 bis 68’000 Todesfällen, 
die in der Schweiz jährlich zu verzeichnen sind,6 etwa de-

3	 BesV; LS 818.61.
4	 Internet: https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilung 

en/2015/06/bestattungswesen_regelung.html (Abruf 19.10.2020).
5	 Und zwar unabhängig davon, ob die Person den Beruf auch aus-

übt. BSK StPO-Zollinger/Kipfer, Art.  253 N 2, in: Marcel A. 
Niggli/Marianne Heer/Hans Wiprächtiger (Hrsg.), StPO, Basler 
Kommentar, 2. A., Basel 2014 (zit. BSK StPO-Verfasser), ist hier 
allerdings der Auffassung, die StPO verstehe unter dem Arztbe-
griff einen kurativ tätigen, «d.h. niedergelassene[n] oder in einer 
Klinik beschäftigte[n] Arzt». Für eine derartige Einschränkung des 
Arztbegriffes ist jedoch zurzeit nicht ersichtlich, auf welche ge-
setzliche Bestimmung sich eine solche Auffassung stützen könnte. 
Auch dies entspricht nur bedingt der Lebensrealität, denn in der 
Schweiz ist ebenfalls eine Tendenz zu grösseren medizinischen 
Zentren festzustellen. Es kommt nicht selten vor, dass solche von 
einem Arzt kaufmännisch geleitet werden, welcher bisweilen (aus 
Zeitgründen) nicht mehr Patienten behandelt. Warum käme ein sol-
cher Arzt dafür nicht in Frage? Dies gilt mutatis mutandis für in 
der Forschung tätige Ärzte. Für die ärztliche Todesfeststellung ist 
medizinisches Grundwissen erforderlich, welches bei Personen mit 
Arztdiplom vorausgesetzt werden darf.

6	 2014: 63’938, 2015: 67’606, 2016: 64’586, 2017: 66’971, 2018: 
67’088. Von den 66’971  Sterbefällen des Jahres 2017 entfielen 
deren 3’734 auf nicht natürliche Ursachen, nämlich Gewalteinwir-
kung und Unfälle. Das waren etwa 5,6 % aller Sterbefälle. Siehe In-
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III.	 Die ärztliche Leichenschau

Wird nun ein Arzt beigezogen, sei es, dass er von einer 
Privatperson verständigt oder aber von der Polizei aufge-
boten worden ist, hat er nach § 5 Abs. 1 BesV die Aufgabe, 
«aufgrund einer sorgfältigen persönlichen Untersuchung 
den Tod, die Todesursache und den Todeszeitpunkt» fest-
zustellen. 

Zeigt sich bei der Leichenschau, dass es sich nicht um 
einen natürlichen Tod handelt, hat der Arzt gemäss §  5 
Abs. 2 BesV unverzüglich die Polizei zu verständigen.

Der Arzt hält in jedem Fall das Ergebnis der Leichen-
schau in der Todesbescheinigung fest, wobei er das vom 
Kanton vorgesehene Formular zu verwenden hat (§  6 
Abs. 1 und 2 BesV). Er händigt die Todesbescheinigung 
jener Person oder Stelle aus, die ihn beigezogen oder auf-
geboten hat (§ 7 Abs. 1 BesV); steht nicht fest, dass es sich 
um einen natürlichen Tod handelt, oder ist die Identität der 
verstorbenen Person nicht bekannt, übermittelt der Arzt 
die Todesbescheinigung der Polizei (§ 7 Abs. 2 BesV).

IV.	 Was sind die Ziele der Bestattungs­
verordnung?

Die Bestattungsverordnung will somit offensichtlich, dass 
bei einem Sterbefall zuallererst ein Arzt feststellt,
a.	 ob eine Person tatsächlich tot ist;
b.	 ob dieser Tod aufgrund natürlicher Ursachen eingetre-

ten oder aber auf ein anderes Geschehen zurückzufüh-
ren oder zweifelhaft ist; und

c.	 ob die Identität der verstorbenen Person bekannt ist.

Damit kommt dem Arzt, der diese Aufgaben zu erledigen 
hat, nach dem Willen der BesV offensichtlich eine Triage-
Funktion zu: In allen Fällen, in welchen lediglich natürli-
che Ursachen zum Tod geführt haben, ist ein Handeln der 
Polizei und allfälliger weiterer Behörden, insbesondere 
solche der Strafverfolgung, nicht bzw. nicht weiter erfor-
derlich. 

A.	 Der polizeilich beauftragte Arzt

Ein polizeilich bestimmter Arzt kommt dann zum Einsatz, 
wenn sofort nach Auffinden einer wahrscheinlich verstor-
benen Person Meldung an die Polizei im Sinne von § 4 
Abs. 3 BesV erstattet wird, weil Anzeichen dafür beste-
hen, dass der Tod Folge eines Unfalls, einer Selbsttötung, 
einer Fehlbehandlung (einschliesslich ihrer Spätfolgen) 
oder einer Straftat war. Nach dem Willen der BesV hat 
in solchen Fällen die Polizei einen Arzt mit der Leichen-
schau zu beauftragen. 

Sinn dieser Vorschrift ist selbstverständlich, dass die 
Polizei in solchen Fällen nicht irgendeinen Arzt beauf-
tragt, sondern einen Arzt, der für die Leichenschau in 
solch besonderen Fällen über eine entsprechende Ausbil-
dung und Erfahrung verfügt.9 Auch er hat festzustellen, ob 
die Identität der verstorbenen Person bekannt ist; auch er 
hat zu prüfen, ob der Tod auf natürliche oder aber unna-
türliche Weise eingetreten ist. Und auch er hat die entspre-
chende Todesbescheinigung auszustellen. 

B.	 Die Bedeutung der Begriffe «Todesart» 
und «Todesursache»

§ 5 Abs. 1 BesV verlangt unter anderem auch, dass der 
Arzt die Todesursache durch seine Untersuchung zu er-
mitteln habe. Dieser Begriff darf nicht mit jenem der To-
desart verwechselt werden.10 

Unter den Todesarten11 wird zwischen natürlichem 
und unnatürlichem Tod unterschieden; innerhalb der un-
natürlichen Todesarten kommen Unfall, Fehlbehandlung 
einschliesslich Spätfolgen, Straftat oder Selbsttötung in 
Frage. Dies sind somit Kategorien, welche bei Sterbefäl-
len vor allem einen rechtlichen Unterschied für die wei-
tere Behandlung des Ereignisses in prozeduraler Hinsicht 
bewirken. 

9	 Im Unterschied zu Art. 253 StPO muss es sich hier allerdings nicht 
um Rechtsmediziner handeln; in Frage kommen beispielsweise 
auch Bezirksärzte und deren Stellvertreter oder weitere Ärzte, die 
von der Polizei in einer besonderen Liste geführt werden. Sie wer-
den neuerdings als «Legalinspektoren» bezeichnet.

10	 In dieser Hinsicht bedarf insbesondere Art. 253 Abs. 1 StPO einer 
gewissen Kritik bezüglich des französischen und des italienischen 
Gesetzestexts. Im deutschen Gesetzestext ist klar die Rede von 
«Todesart». Im französischen und im italienischen Text hingegen 
werden die Begriffe «causes de la mort» bzw. «le cause del deces-
so» verwendet. Diese Begriffe entsprechen somit eindeutig dem 
deutschen Begriff «Todesursache». Richtigerweise müsste es im 
französischen Text «genre de mort», im italienischen «genere di 
morte» heissen. BSK StPO-Zollinger/Kipfer (FN  5), Art.  253 
N 45, führen ausdrücklich an, es gehe um die «Todesart» als Di-
agnose unter forensischen Gesichtspunkten, nicht um die Todes-
ursache im Sinne einer medizinischen Diagnose. Demgegenüber 
vertritt Thomas Hansjakob, Art. 253 N 10, in: Andreas Donatsch/
Thomas Hansjakob/Viktor Lieber (Hrsg.), Kommentar zur Schwei-
zerischen Strafprozessordnung, 2. A., Zürich 2014, die Auffassung, 
bei der Legalinspektion gehe es darum, «[…] die Todesursache 
(medizinische Diagnose) und die Ereignisart (natürlich, Unfall, 
Suizid oder Tötungsdelikt) sicher zu bestimmen und die Todeszeit 
einzuschätzen […]».

11	 Vgl. dazu beispielsweise Polizeipräsidium Stuttgart, Merkblatt 
für Ärzte – Zum Verhalten bei ungeklärter Todesart und nicht na-
türlichen Todesfällen, 6. A., Oktober 2014, Internet: https://www.
aerztekammer-bw.de/10aerzte/40merkblaetter/30leichenschau/
zz-ungeklaert-reutlingen.pdf (Abruf 22.10.2020). Erhellend auch 
Hansjakob (FN 10), Art. 253 N 5.
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Die Todesursache hingegen ist nicht ein rechtlicher, 
sondern ein medizinischer Begriff. So etwa ist die To-
desursache bei einer Selbsttötung (Todesart) durch Ein-
nahme des Barbiturats Natrium-Pentobarbital, welches 
bei «organisierten Freitodbegleitungen» in der Schweiz 
regelmässig zur Anwendung kommt, die Lähmung des 
Atemzentrums aufgrund der Einnahme einer Überdosis 
dieses Barbiturats: Weil dieses zuerst innerhalb weniger 
Minuten zum vollständigen Verlust des Bewusstseins 
führt – gefolgt von einem tiefen Koma – und anschlies
send das Atemzentrum lähmt, lässt einige Zeit nach sei-
ner Einnahme die Atmung des Bewusstlosen nach, bis sie 
ganz ausfällt. Dies führt schliesslich zum Tod der Person.

Alle diese Abklärungen werden nach dem Willen der 
Bestattungsverordnung unmissverständlich in den Kom-
petenzbereich der Polizei verwiesen. Eine Beteiligung 
der Staatsanwaltschaft kommt sowohl nach den Bestim-
mungen der BesV als auch nach Bundesrecht erst und 
nur dann in Frage, nachdem die ärztliche Leichenschau 
durchgeführt worden ist, sofern als deren Ergebnis Anzei-
chen dafür vorliegen, dass im Zusammenhang mit dem 
Tod eine Straftat vorliegen könnte.

C.	 Ergebnis der Leichenschau

Ergibt die Leichenschau, die durch einen von einem 
Privaten beigezogenen oder durch einen polizeilich be-
stimmten Arzt vorgenommen worden ist, dass es sich um 
einen natürlichen Tod einer eindeutig identifizierten Per-
son handelt, besteht weder für die Polizei noch die Staats-
anwaltschaft irgendein weiterer Handlungsbedarf.12 

Handelt es sich bei der Leiche jedoch um eine un-
bekannte Person und/oder scheint eine nicht natürliche 
Todesart vorzuliegen  – Unfall, Behandlungsfehler oder 
dessen Spätwirkung, Suizid oder Delikt  –, können sich 
insbesondere aus strafrechtlicher Sicht noch wesentliche 
Fragen stellen. Hier verlangt die BesV richtigerweise die 
Benachrichtigung der Polizei.

Erst jetzt stellt sich die Frage, ob Bundesrecht in Form 
der Strafprozessordnung zum Zuge kommt, und zwar in 
Form von Art. 253 StPO mit dem Randtitel «Ausserge-
wöhnliche Todesfälle». Dieser bildet als alleiniger Artikel 
seinerseits den «6.  Abschnitt» der Strafprozessordnung 
mit dem Titel «Untersuchungen an Leichen».

12	 Die Staatsanwaltschaft hat nach § 10 BesV die Pflicht, den Leich-
nam so bald als möglich freizugeben, falls der Todesfall der Po-
lizei gemeldet wurde. Eine weitergehende Pflicht der Staatsan-
waltschaft, etwa gar jene der Anordnung einer Legalinspektion in 
jedem Falle, ergibt sich aus der BesV nicht.

D.	 Zweimal die gleichen zwei Worte –  
zwei verschiedene Bedeutungen

Es fällt nun insbesondere auf, dass sowohl das zürcheri-
sche Recht – in § 15 Abs. 3 lit. a GesG – als auch die StPO 
im Bundesrecht bei Art. 253 StPO den Begriff des «aus
sergewöhnlichen Todesfalls» verwenden. Obwohl diese 
beiden Worte in beiden Gesetzen genau gleich lauten, 
sieht es so aus, als ob sie keineswegs dasselbe meinen. 
Damit stellt sich das Problem des Verhältnisses zwischen 
kantonalem Recht und Bundesrecht.

Der kantonalzürcherische Begriff umfasst generell 
alle unnatürlichen Todesfälle: also jene infolge Unfalls, 
Delikts, Fehlbehandlung einschliesslich ihrer Spätfolgen 
sowie Selbsttötung. Und zwar unabhängig davon, ob die 
Identität des Toten bekannt oder nicht bekannt ist, und un-
abhängig davon, ob die Todesart feststeht oder noch frag-
lich ist.

Der bundesrechtliche Begriff hingegen scheint un-
ter diesem Begriff nicht alle unnatürlichen Todesfälle zu 
verstehen. Geht man vom Zweck der in Art.  253 StPO 
geregelten Legalinspektion aus, wonach diese lediglich 
Todesart oder Identität zu klären hat, sind darunter nur 
jene unnatürlichen Todesfälle zu verstehen, bei denen ent-
weder die Todesart oder/und die Identität des Toten nicht 
klar sind. Zusätzlich wird dies eingeschränkt; verlangt 
wird nämlich, dass sich insbesondere Fragen bezüglich 
einer Straftat zu stellen scheinen, wie sich aus Art. 253 
Abs. 1 StPO ergibt:

«Art. 253 Aussergewöhnliche Todesfälle
1 Bestehen bei einem Todesfall Anzeichen13 für einen unnatürli-
chen14 Tod, insbesondere für eine Straftat, oder ist die Identität 
des Leichnams unbekannt, so ordnet die Staatsanwaltschaft zur 
Klärung der Todesart15 oder zur Identifizierung des Leichnams 
eine Legalinspektion durch eine sachverständige Ärztin oder 
einen sachverständigen Arzt an.»

13	 Im Hinblick auf die hier erfolgte Wortwahl des Gesetzgebers ist die 
Frage zu stellen, ob sich aus Art. 253 StPO zwingend ergibt, dass 
in jedem Fall eines nichtnatürlichen Todes eine Legalinspektion er-
forderlich ist. Das dürfte jedenfalls dort nicht der Fall sein, wo eine 
Leichenschau vollkommen ausreichend ist, um festzustellen, dass 
jemand in Folge eines begleiteten Suizids im Rahmen einer Organi-
sation verstorben ist.

14	 Der Autor ist der Auffassung, dass die Begriffe «unnatürlicher 
Tod» und «nicht natürlicher Tod» deckungsgleich sind.

15	 In diesem Zusammenhang erscheint ein Passus im Abschnitt 12.8.4 
der «Weisungen der Oberstaatsanwaltschaft für das Vorverfah-
ren» (WOSTA) als erklärungsbedürftig. Obschon Art.  253 StPO 
lediglich von Todesart spricht, sehen dort die WOSTA vor: «Die 
Staatsanwaltschaft ordnet, sofern nicht bereits von der Polizei ver-
anlasst (vgl. Generalauftrag Legalinspektion), eine Legalinspekti-
on und, sofern die Todesursache nicht mit genügender Sicherheit 
festgestellt werden kann, allenfalls zusätzlich eine Obduktion an 
(Ziff. 11.7.7 WOSTA).»
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Die eidgenössische Strafprozessordnung will mit der An-
forderung des «sachverständigen Arztes», dass in solchen 
Fällen Rechtsmediziner zum Einsatz kommen. Das ergibt 
sich sowohl aus dem französischen Gesetzestext des Arti-
kels, welcher von einem «médecin légiste»16 spricht, als 
auch aus der Botschaft des Bundesrates.17

V.	 Die Oberstaatsanwaltschaft beachtet 
diese Bestimmungen nicht

Die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich beachtet 
in diesen Zusammenhängen weder das kantonale noch 
das eidgenössische Recht. Dies zeigen sowohl die «Wei-
sungen der Oberstaatsanwaltschaft für das Vorverfahren» 
(WOSTA),18 die dazu von ihr erlassenen Richtlinien «Ver-

16	 Der italienische Text des Gesetzes spricht hier von einem «medi-
co specializzato». Die Unterschiede in den drei Sprachen, die sich 
hier feststellen lassen, werfen die Frage auf, ob in der Bundesver-
sammlung bei dermassen grundlegenden Gesetzen wie einer StPO 
ausreichend auf die Akkuratesse der Übersetzungen geachtet wird. 
Vgl. dazu auch FN 10.

17	 Die Botschaft (deutscher Text) spricht bei der Legalinspektion von 
einer «äussere[n] Untersuchung des Leichnams durch eine auf dem 
Gebiet der Rechtsmedizin ausgebildete ärztliche Person», BBl 
2006, 1241: «Gemäss Absatz 1 hat die Staatsanwaltschaft auch bei 
unbekannter Identität des Leichnams eine Legalinspektion anzu-
ordnen (d.h. die äussere Untersuchung des Leichnams durch eine 
auf dem Gebiet der Rechtsmedizin ausgebildete ärztliche Person), 
weil sich bei fehlender Kenntnis über die Lebensumstände der 
toten Person eine Fremdeinwirkung sehr oft nicht ausschliessen 
lässt. Deshalb ist die Kenntnis der Identität auch in Absatz 2 eine 
Voraussetzung für die Freigabe des Leichnams.» Im französischen 
Text der Botschaft (FF 2006, 1222) lautet der Abschnitt wie folgt: 
«Selon l’al. 1, le ministère public doit ordonner une première ins-
pection du cadavre (examen superficiel par un membre du corps 
médical ayant une formation spéciale dans le domaine de la mé-
decine légale) non seulement s’il pense qu’il pourrait y avoir eu 
infraction, mais aussi si l’identité du cadavre n’est pas connue, car 
il est souvent difficile d’exclure une intervention extérieure lorsque 
l’on ignore tout de la vie du défunt. C’est aussi la raison pour la-
quelle l’identification est une condition posée à la levée du corps 
(al. 2).» Im italienischen Text der Botschaft (FF 2006, 1144) heisst 
es: «Secondo il capoverso 1 il pubblico ministero deve disporre una 
prima ispezione (ispezione esterna da parte di un medico specializ-
zato in medicina legale) anche nel caso in cui l’identità del cadave-
re sia ignota poiché spesso è difficile escludere un intervento ester-
no quando non si conosce nulla della persona deceduta. Per questo 
per poter dare il nulla osta alle esequie è necessario che l’identità 
del cadavere sia stata accertata (cpv. 2).»

18	 Siehe Internet: https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-doku 
mente/themen/sicherheit-justiz/strafverfahren/wosta_01.07.2020.
pdf (Abruf 22.10.2020). Deren gegenwärtig gültige Fassung trägt 
zwar das Datum des 1.  Juli 2020; dabei dürfte es sich allerdings 
um eine nur leicht veränderte Form der früheren Fassung handeln. 
Gleich geblieben ist, dass die Oberstaatsanwaltschaft es nicht für 
notwendig gehalten hat, den Wortlaut der zur WOSTA gehörenden 

fahren bei organisierter Suizidhilfe»19 sowie die «Gene-
ralverfügung Legalinspektion».20 

In den ersten beiden dieser Dokumente fehlt bei den 
darin erwähnten Rechtsgrundlagen jeglicher Hinweis auf 
die kantonale Bestattungsverordnung und deren Bestim-
mungen.

Diese internen Weisungen, die sich in erster Linie an 
die Staatsanwaltschaften des Kantons Zürich, oft aber 
auch gleichzeitig oder ausschliesslich an die Polizei rich-
ten, sind nicht durchwegs konsistent. Ein Beispiel: 

Unter der Ziffer «12.4. Brandtourgeschäfte» der 
WOSTA liest man im ersten Satz:

«Als Brandtourgeschäfte gelten schwere Straftaten[,] bei denen 
eine sofortige Übernahme der Verfahrensleitung21 zu erfolgen 
hat.» 

In der Liste dieser «Straftaten», die zu den sogenannten 
«Brandtourgeschäften» gezählt werden, findet sich dann 
jedoch auch der Eintrag 

«andere aussergewöhnliche Todesfälle als Tötungsdelikte22 
(Art. 253 StPO); Suizidversuche mit schweren Verletzungen». 

Todesfälle, die nicht auf strafrechtliche Delikte zurückzu-
führen sind, und Suizidversuche, auch wenn sie zu schwe-
ren Verletzungen führen, gelten jedoch im schweizeri-
schen Recht nicht als Straftaten. 

In seiner Botschaft zur StPO hat der Bundesrat im Üb-
rigen zum hier diskutierten Art.  253 StPO ausdrücklich 
erklärt:

«Als aussergewöhnlich sind jene Todesfälle zu verstehen, bei 
denen es Anzeichen für eine Straftat gibt.»23

Demzufolge grenzt Art. 253 StPO mit dem Satzteil «ins-
besondere für eine Straftat» in Abs. 1 den Anwendungs-
bereich dieser Bestimmung zusätzlich ein. Hätte der Ge-
setzgeber generell bei allen auf nichtnatürliche Ursachen 
zurückgehenden Sterbefällen eine Legalinspektion vorse-
hen wollen, so wie dies die Oberstaatsanwaltschaft Zürich 

Zusätze – «Generalauftrag Legalinspektion» (in Ziff. 12.8.4 bzw. 
«Generalverfügung Legalinspektion» – vgl. Ziff. 11.7.7.1 – und die 
«Richtlinie organisierte Suizidhilfe») – im Internet zugänglich zu 
machen, obwohl es keine objektiven Gründe gibt, das nicht zu tun.

19	 In den WOSTA wird mit einem internen Link auf dieses öffentlich 
nicht zugängliche Dokument verwiesen.

20	 Dasselbe gilt für dieses Dokument; in den WOSTA wird es als «Ge-
neralverfügung Legalinspektion» bezeichnet; das Dokument selbst 
trägt jedoch den Titel «Generalauftrag Legalinspektion». In dieser 
Arbeit wird dieser letztere Begriff dafür verwendet. In einer Mit-
teilung der Oberstaatsanwaltschaft, die bei der Redaktion dieser 
Arbeit eingeholt wurde, hat diese erklärt, eine «Generalverfügung 
Legalinspektion» bestehe nicht.

21	 Also durch die Staatsanwaltschaft.
22	 Diese Bestimmung scheint auch in sprachlicher Hinsicht nicht über 

jeden Verdacht erhaben zu sein.
23	 BBl 2006, 1240.
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mit ihrem «Generalauftrag Legalinspektion» bzw. ihrer 
«Generalverfügung Legalinspektion» zurzeit tut, wäre 
dies wesentlich anders und vor allem sehr viel kürzer 
formuliert worden.24 Der Begriff der «Anzeichen» muss 
logischerweise im Sinne von «Anfangsverdacht» gelesen 
und verstanden werden: Es müssen im Einzelfall konkrete 
Anzeichen für eine Straftat vorliegen, damit eine Legalin-
spektion überhaupt zulässig ist.

Solche liegen nun ausgerechnet bei Suiziden, bei wel-
chen eine in diesem Bereich tätige Organisation beglei-
tend tätig war, deren Arbeitsweise den Behörden seit vie-
len Jahren bekannt ist, eben gerade nicht vor. Seitdem Exit 
(Deutsche Schweiz) vor mehr als dreissig Jahren25 mit der 
Durchführung von Freitodbegleitungen begonnen hat und 
auch nachdem andere Organisationen in diesem Bereich 
tätig wurden, sind Tausende solcher Freitodbegleitungen 
erfolgt,26 bei welchen die jeweilige Untersuchung ergeben 
hat, dass eine Straftat ausgeschlossen werden kann. 

Die vom Gesetz geforderten «Anzeichen» einer Straf-
tat müssen im Einzelfall konkret vorhanden sein; es ge-
nügt nicht, dass im Zusammenhang mit einem begleiteten 
Suizid eine Straftat rein theoretisch nicht von vornherein 
ausgeschlossen werden kann. Mit anderen Worten: Bei 
der organisierten Freitodbegleitung fehlen solche Anzei-
chen a priori. Demnach fehlt es auch an der entscheiden-
den Voraussetzung, die gegeben sein müsste, damit von 
Rechts wegen eine Legalinspektion angeordnet werden 
darf.

Es wäre wünschenswert, dies in den WOSTA entspre-
chend zum Ausdruck zu bringen. Es müsste gesagt wer-
den, unter welchen besonderen Umständen in solchen 
Fällen analog vorzugehen ist, wie wenn ein Verdacht auf 
eine Straftat vorliegt.

Die WOSTA weisen sodann verschiedentlich auf den 
«Generalauftrag Legalinspektion» hin, der ebenfalls von 
der Oberstaatsanwaltschaft stammt und sich an die Poli-
zei richtet. Dieser sieht das Folgende vor:

«Der Leitende Oberstaatsanwalt des Kantons Zürich hat
in der Erwägung, dass 
bei jedem Todesfall, der nicht sofort und eindeutig auf eine 
natürliche Todesursache zurückzuführen ist, worunter neben 
Todesfällen mit Anhaltspunkten für ein Drittverschulden insbe-

24	 Z.B.: «Art. 253 Aussergewöhnliche Todesfälle; 1 Bestehen bei ei-
nem Todesfall Anzeichen für einen nicht natürlichen Tod, ordnet 
die Staatsanwaltschaft eine Legalinspektion an. Sie ermittelt die 
Todesart sowie, falls notwendig, die Identität.»

25	 Vgl. hierzu Daniel Suter, 30  Jahre Einsatz für Selbstbestim-
mung, Zürich 2012, 15.

26	 Für Dignitas siehe deren Statistik über Freitodbegleitungen seit 
1998, Internet: http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/statistik-
ftb-jahr-wohnsitz-1998-2019.pdf (Abruf 22.10.2020).

sondere tödliche Unfälle ohne Anhaltspunkte für ein Drittver-
schulden, Suizide, assistierte Suizide, Todesfälle, bei welchen 
keine Ärztin und kein Arzt einen Totenschein ausstellt27 und 
jeder plötzliche Kindstod fallen, 
ferner bei jedem Todesfall, bei dem die Identität des Leichnams 
nicht feststeht, 
gemäss den Weisungen der Oberstaatsanwaltschaft für das Vor-
verfahren (WOSTA) durch die hierfür bestimmten Ärztinnen 
oder Ärzte eine Legalinspektion durchzuführen ist, 
diese Legalinspektion gemäss den zitierten Weisungen grund-
sätzlich bereits von der Polizei zu veranlassen ist, jedoch nach 
Art. 253 Abs. 1 StPO eine Anordnung der Staatsanwaltschaft 
voraussetzt,
verfügt:
1. Die Legalinspektorinnen bzw. die Legalinspektoren des 
Kantons Zürich werden generell beauftragt, bei jedem aus
sergewöhnlichen Todesfall im Sinne von Art. 253 Abs. 1 StPO 
eine Legalinspektion durchzuführen.
2. Aufgrund dieses Generalauftrags kann die Legalinspektion 
im Einzelfall auch von der Polizei veranlasst werden.
3. Für die Abläufe und das Vorgehen nach durchgeführter 
Legalinspektion gelten Art.  253 Abs.  2 und  3 StPO und die 
Weisungen der Oberstaatsanwaltschaft für das Vorverfahren 
(WOSTA).»

Diese generelle Anordnung dürfte jedoch gegen §  4 
Abs. 3 BesV verstossen. Dieser verpflichtet die Polizei, 
einen besonderen Arzt mit der Vornahme einer Leichen-
schau, nicht mit einer Legalinspektion, zu betrauen.28 

27	 Das Recht sieht nirgends vor, dass ein Arzt, welcher eine Todes-
feststellung vornimmt, sich zu weigern hat oder sich weigern darf, 
einen Totenschein auszustellen. Seine Triage-Funktion verpflichtet 
ihn, dieses Formular auszufüllen, damit die zuständigen Behör-
den – Zivilstandsamt oder Polizei – aufgrund seiner Feststellungen 
entscheiden können, was zu tun ist. Deshalb stellt sich die Frage, ob 
dieser Satzteil irrtümlich in diesen Text aufgenommen worden ist 
oder ob die Praxis gezeigt hat, dass es derartige Weigerungen von 
Ärzten gibt.

28	 Zeigt sich dann als Folge dieser Leichenschau, dass eine Legalin-
spektion erforderlich ist, erfolgt Letztere als zweite Untersuchung, 
in welcher erneut abzuklären ist, ob die Person überhaupt verstor-
ben ist. Vgl. dazu BSK StPO-Zollinger/Kipfer (FN 5), Art. 253 
N 42. Zollinger/Kipfer als Kommentatoren von Art. 253 StPO 
halten dort in Fn 50 fest, es sei mehrmals vorgekommen «dass die 
Tatortermittlungen begonnen hatten, obwohl die ‹Leiche› noch 
lebte!» Hansjakob (FN 10), Art. 253 N 1, bezeichnet die Legal-
inspektion gemäss Art.  253 StPO ausdrücklich als «nochmalige 
äussere Leichenschau […] durch einen spezialisierten Arzt». Der 
«Generalauftrag Legalinspektion» bewirkt demgegenüber, dass die 
von der BesV vorgesehene Leichenschau direkt durch eine Legalin
spektion ersetzt wird. Dies dürfte, wenn man die Kommentare zur 
StPO berücksichtigt, so nicht rechtmässig sein. Damit dürften die 
WOSTA zumindest bezüglich «assistierter Suizide», da bei diesen 
nicht a priori Anzeichen für eine Straftat vorliegen, über Art. 253 
Abs. 1 StPO hinausgehen und – da Bundesrecht kantonalem Recht 
vorgeht – demzufolge rechtswidrig sein. An sich wäre diese Wei-
sung somit unbeachtlich; da Staatsanwaltschaften und Polizeior-
gane im Kanton Zürich aber bei der Durchsetzung des Straf- und 
Strafprozessrechts hierarchisch der Oberstaatsanwaltschaft unter-
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In den WOSTA wird jedoch ohne jede Beachtung der 
von der BesV vorgesehenen Kompetenzordnung ange-
ordnet: 

«Die pikettdienstleistende Staatsanwaltschaft rückt insbe-
sondere bei nicht klaren Suiziden, namentlich auch bei einem 
Doppelsuizid, tödlichen Unfällen und plötzlichem Kindstod 
immer aus. Es ist auf einen pietätvollen Umgang mit den an-
wesenden Angehörigen und dem Leichnam zu achten, weshalb 
je nach Einzelfall unter Berücksichtigung des Verhältnismäs
sigkeitsprinzips der/die pikettdienstleistende Staatsanwalt/
Staatsanwältin mit maximal einer Begleitperson an der Legal-
inspektion teilnimmt. Auch wenn eine strafrechtlich relevante 
Dritteinwirkung fehlt, führt die Staatsanwaltschaft ein Verfah-
ren unter dem Titel ‹aussergewöhnlicher Todesfall X. Y.›
Die Staatsanwaltschaft ordnet, sofern nicht bereits von der 
Polizei veranlasst (vgl. Generalauftrag Legalinspektion), eine 
Legalinspektion und, sofern die Todesursache nicht mit genü-
gender Sicherheit festgestellt werden kann, allenfalls zusätzlich 
eine Obduktion an […].»29

Die Praxis zu diesen Weisungen missachtet offenbar die 
Bestimmungen der vom Regierungsrat erlassenen kan-
tonalen Bestattungsverordnung. Die Oberstaatsanwalt-
schaft entzieht auf dem Wege über diese Weisungen der 
Polizei deren Kompetenzen, wie sie in § 4 Abs. 3 BesV 
geregelt sind, ohne dass ersichtlich wäre, dass die Ober-
staatsanwaltschaft für eine solche Veränderung der vom 
Regierungsrat in der BesV festgelegten Kompetenzord-
nung über eine ausreichende gesetzliche Grundlage ver-
fügt. Zudem stellt sich die Frage, ob der «Generalauftrag 
Legalinspektion» in dieser Form überhaupt zulässig ist. 
Man muss durchaus davon ausgehen, dass das Bundes-
recht für die Anwendung von Art. 253 Abs. 2 StPO, also 
die Anordnung einer Legalinspektion durch die Staats-
anwaltschaft, von einer individuell-konkreten Verfügung 
aufgrund der jeweils aktuellen Anhaltspunkte ausgeht 
und somit will, dass jeder einzelne Fall individuell beur­
teilt und dem entsprechend gehandelt wird.30 Da bleibt für 
einen «Generalauftrag», welcher die rechtsanwendenden 
Behörden einer Prüfung von Fall zu Fall enthebt und die 
Veranlassung einer Legalinspektion an die Polizei dele-
giert, eigentlich kein Raum.

stehen, wirkt sich die Befehlsgewalt der Oberstaatsanwaltschaft 
bezüglich der rechtswidrigen Durchsetzung ihrer Vorschriften ent-
sprechend aus.

29	 WOSTA, Ziff.  12.8.4. Aussergewöhnliche Todesfälle (ohne Tö-
tungsdelikte).

30	 Hätte der Bundesgesetzgeber die Legalinspektion so generell an-
ordnen wollen, wie die WOSTA in Verbindung mit dem «Gene-
ralauftrag Legalinspektion» des Kantons Zürich dies tun, würde 
Art. 253 Abs. 1 StPO wesentlich anders lauten. Der geltende Wort-
laut ist Grundlage dafür, dass das Verhältnismässigkeitsprinzip im 
Einzelfall gewahrt werden kann. Die Lösung der WOSTA und des 
«Generalauftrags Legalinspektion» hingegen schaltet genau diese 
Verhältnismässigkeitsprüfung aus.

Würde die Einschränkung in Art. 253 Abs. 1 StPO be-
achtet, gäbe der Wortlaut von Ziff. 1 dieser Verfügung der 
Oberstaatsanwaltschaft weniger Anlass zu rechtsstaatli-
chen Bedenken: Wie oben gezeigt worden ist, entspricht 
der bundesrechtliche Begriff des «aussergewöhnlichen 
Todesfalles» nicht jenem, wie er im Kanton Zürich ver-
standen wird.31 Der bundesrechtliche Begriff ist in zweier-
lei Hinsicht ungleich enger als der kantonalzürcherische:
1.	 Er beschränkt sich auf jene Fälle, in welchen konkrete 

Anzeichen auf einen strafrechtlichen Anfangsverdacht 
vorhanden sind; 

2.	 es müssen gleichzeitig eine oder beide der übrigen Be-
dingungen – Unklarheit der Todesart und/oder Zweifel 
an der Identität – erfüllt sein, damit eine Legalinspek-
tion angeordnet werden darf. 

VI.	 Fragwürdige Richtlinien bezüglich 
organisierter Suizidhilfe

In den Richtlinien der Zürcher Oberstaatsanwaltschaft 
vom 1. September 2016 in Bezug auf «Verfahren bei orga-
nisierter Suizidhilfe» werden in deren Ziff. 2 nicht nur die 
Rechtsgrundlagen aufgezählt, auf welche sich diese stüt-
zen. Es wird auch behauptet, diese stünden «im Einklang 
mit der Rechtsprechung». Dies trifft jedoch in verschiede-
ner Hinsicht nicht zu, wie noch zu zeigen sein wird.

Zuallererst fällt jedoch auch hier auf, dass jeglicher 
Hinweis auf die revidierte BesV fehlt, die im Zeitpunkt 
der Novellierung dieser Richtlinien am 1.  September 
2016 bereits acht Monate in Kraft war. Sodann werden 
zwei angebliche «Rechtsgrundlagen» aufgeführt, die auf-
grund ihrer Natur gar keine sein können: die Richtlinien 
der Nationalen Ethikkommission («Beihilfe zum Suizid», 
Nr.  9/2005,32 die NEK-Stellungnahme «Sorgfaltskrite
rien im Umgang mit Suizidbeihilfe», Nr. 13/200633) sowie 
die «Medizin-ethischen Richtlinien der Schweizerischen 
Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) 
vom 25.  November 2004 (Betreuung von Patientinnen 
und Patienten am Lebensende)».34

31	 Siehe oben IV.D.
32	 Internet: https://www.nek-cne.admin.ch/inhalte/Themen/Stellungn 

ahmen/suizidbeihilfe_de.pdf (Abruf 23.10.2020).
33	 Internet: https://www.nek-cne.admin.ch/inhalte/Themen/Stellungn 

ahmen/Sorgfaltskriterien_d_mit_Datum.pdf (Abruf 23.10.2020).
34	 Internet: http://www.samw.ch/dam/jcr:8b392d08-568d-4d1e-a8ba-5 

5cbddf5bcc3/richtlinien_samw_lebensende.pdf (Abruf 23.10.2020). 
Mittlerweile hat die SAMW allerdings diese aus dem Jahre 2004 
stammende medizin-ethische Richtlinie ersetzt, und zwar durch die 
medizin-ethische Richtlinie «Umgang mit Sterben und Tod» vom 
17. Mai 2018. Diese ist jedoch von der Ärztekammer, dem Parla-
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Die letztere ist seit dem Erlass dieser «Richtlinien 
Verfahren bei organisierter Suizidhilfe» durch die Ober-
staatsanwaltschaft nicht nur veraltet und durch eine neue 
ersetzt worden; schon die SAMW-Richtlinie aus dem 
Jahre 2004 war aufgrund der in ihr selbst enthaltenen An-
wendbarkeitsbeschränkung auf Personen, die unmittelbar 
vor dem natürlichen Tod stehen, nie auf begleitete Suizide 
von Personen anwendbar, die nicht unmittelbar vor dem 
natürlichen Lebensende standen. Dies hat bereits im Jahre 
2012 das Basler Strafgericht in einem Urteil explizit fest-
gestellt.35 

Im Jahre 2017 erfolgte ein zweites einschlägiges Bas-
ler Urteil:36 Das Appellationsgericht des Kantons Basel-
Stadt entschied in seiner Funktion als kantonales Verwal-
tungsgericht unter anderem,

«[…]
5.3.6 Dass die SAMW-Richtlinien auf ärztliche Suizidhilfe für 
Personen, die noch nicht am Lebensende stehen, nicht anwend-
bar sind, hat auch das Strafgericht Basel-Stadt entschieden 
[…]. Schliesslich wird auch in der Literatur festgestellt, dass 
die SAMW-Richtlinien nur Fälle betreffen können, in denen 
das Lebensende des Patienten nahe ist, und in der Schweiz für 
Fälle, in denen der Patient noch nicht am Lebensende steht, kei-
ne expliziten Richtlinien oder Standesregeln bestehen.
[…]»

und
«5.4.7 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass es 
derzeit keinen allgemein anerkannten Grundsatz des medizini-
schen Berufs bzw. keine communis opinio der Medizinalper-
sonen mit universitärer Ausbildung und damit auch keine Be-
rufspflicht gemäss Art. 40 MedBG gibt, der bzw. die ärztliche 
Suizidhilfe für Personen, die noch nicht am Lebensende stehen, 
generell verbieten würde.»

sowie
«5.4.8 […] Ohne ärztliche Suizidhilfe bleibt das Recht, über 
den Zeitpunkt der Beendigung des eigenen Lebens zu ent-
scheiden, für die betroffene Person in vielen Fällen eine bloss 
theoretische Möglichkeit […]. Die EMRK garantiert aber nicht 
bloss theoretische oder illusorische Rechte, sondern solche, die 
konkret sind und Wirksamkeit entfalten […]. Damit verbietet 
auch die grundrechtskonforme Auslegung von Art. 40 MedBG 
eine Interpretation dieser Bestimmung, welche die ärztliche 
Suizidhilfe für Personen, die noch nicht am Lebensende stehen, 

ment der Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH), 
nicht in deren Standesrecht übernommen worden.

35	 Strafgericht des Kantons Basel-Stadt, Einzelgericht, ES.2011.210, 
5.7.2012. Vergleiche dazu Patrick Schaerz, Rezept für Freitod-
begleitung wegen Erblindung zulässig. Fragwürdiger Geltungsbe-
reich einer SAMW Richtlinie, AJP 2013, 942 ff.

36	 Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt als Verwaltungsge-
richt, Dreiergericht, VD.2017.21, 6.7.2017, Tätigkeit im Rahmen 
der 90-Tage-Regelung (Art. 35 Abs. 2 MedBG). Vgl. dazu Patrick 
Schaerz, AppGer BS VD.2017.21: Suizidhilfe – gehören SAMW-
Richtlinien zu den medizinischen Berufspflichten?, Zur grund-
rechtskonformen Auslegung von Art. 40 MedBG, AJP 2019, 115 ff.

generell ausschliesst und damit solchen Personen in vielen Fäl-
len die Wahrnehmung ihres Freiheitsrechts auf den eigenen Tod 
faktisch verunmöglicht.»

In diesem Zusammenhang ist auch auf das Urteil der 
Zweiten Sektion des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte im Fall Gross gegen die Schweiz vom 
4. Mai 2013 hinzuweisen.37 Dort hat der Gerichtshof in 
Ziff. 65 mit Bezug auf die SAMW-Richtlinien erklärt:

«Der Gerichtshof stellt fest, dass sich das Bundesgericht in 
seiner Rechtsprechung zu diesem Thema auf die medizinisch-
ethischen Richtlinien zur Betreuung von Patientinnen und Pati-
enten am Lebensende bezogen hat, die von einer Nicht-Regie-
rungs-Organisation herausgegeben wurden und keine formale 
Gesetzesqualität haben.» 

Das Argument, den SAMW-Richtlinien fehle eine for-
male Gesetzesqualität, gilt selbstverständlich auch für 
Richtlinien oder Empfehlungen, welche von der Nationa-
len Ethikkommission in der Humanmedizin (NEK) aus-
gehen. Es gibt keinerlei gesetzliche Grundlagen, welche 
bestimmen, dass der NEK die Kompetenz zukommt, in 
derartigen Fragen verbindliche Regeln aufzustellen. 

Bestünde in den WOSTA und den Richtlinien bei or-
ganisierter Suizidhilfe lediglich der erste Mangel, d.h. das 
Nichterwähnen der BesV, könnte noch von einem Verse-
hen und einer etwas ungeschickten Legistik ausgegangen 
werden. Da zu diesem ersten, einem Versehen gleichen-
den Mangel noch ein weiterer, den ersten Mangel ka-
schierender hinzukommt, dürfte allerdings klar sein, dass 
es sich hier nicht um ein Versehen handeln kann. Es muss 
vielmehr angenommen werden, dass mit Absicht gehan-
delt worden ist.

Gerichte der Kantone Basel-Stadt38 und Neuenburg39 
haben in den letzten Jahren festgestellt, dass die Richtlini-
en der SAMW überhaupt nur als Auslegungshilfe und nur 
für Fälle gelten können, in welchen zu erwarten ist, dass 
ein Patient innert Kürze auf natürliche Weise verstirbt. 

37	 EGMR, No. 67810/10, Gross gegen Schweiz, 14.5.2013, Internet: 
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-119703 (Abruf 23.10.2020). 
Dieses Urteil ist zwar nicht definitiv geworden, weil die Grosse 
Kammer des EGMR die Beschwerde als offensichtlich unzulässig 
definitiv verworfen hat. Die im Urteil enthaltenen Ausführungen 
sind dadurch aber keineswegs bedeutungslos geworden; sie würden 
zweifellos so wiederholt, wenn eine ähnliche Beschwerde zu beur-
teilen wäre.

38	 Vgl. Schaerz (FN 35), AJP 2013, 942 ff., E. 2 des darin referierten 
Urteils des Strafgerichts des Kantons Basel-Stadt, Einzelgericht, 
ES.2011.20, 5.7.2012.

39	 Vgl. die Angaben bei Patrick Schaerz, Verantwortung des Arztes 
im Rahmen der Suizidbeihilfe, AJP 2015, 1308  ff., insbesondere 
Zusammenfassung der E. 6.
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Dasselbe ist in Einstellungsverfügungen erfolgt.40 Der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Strass-
burg hat, wie bereits ausgeführt, in seinem Kammer
urteil Gross gegen die Schweiz41 in Ziff. 65 bemerkt, die 
SAMW-Richtlinien seien von einer nichtstaatlichen Orga-
nisation aufgestellt worden und besässen keine formelle 
Gesetzesqualität. Bei Lichte betrachtet zeigt sich gar, dass 
die beiden aufgeführten Wunschkataloge der nicht zur 
Rechtsetzung befugten Einrichtungen SAMW oder NEK 
weder mit der bundesgerichtlichen Rechtsprechung noch 
jener des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrech-
te vereinbar sind.42 Nach Auffassung des Autors haben 
somit die Verweisungen in den WOSTA und in den Richt-
linien bei organisierter Suizidhilfe auf die vorwiegend als 
weltanschauliche Meinungskataloge zu qualifizierenden 
Äusserungen von SAMW und NEK nichts zu suchen.

Die geltende Fassung der Richtlinien bei organisier-
ter Suizidhilfe ist auch in anderen Punkten von einer 
verfassungsrechtlichen Position aus gesehen schwer 
mangelhaft, weil sie Voraussetzungen für die organisier-
te Suizidhilfe aufzustellen versucht, für welche jegliche 
gesetzliche Grundlage fehlt. 

40	 Internet: https://www.evernote.com/l/AD_viAxbXTVMFb3XfJU 
nnw2TIlsZxf9jGtA und https://www.evernote.com/l/AD-C9G6Xt 
w9BFqf0sx6pzKC-lw-SBeHwW5c (Abruf 23.10.2020).

41	 EGMR, No. 67810/10, Gross gegen Schweiz, 14.5.2013, N 65.
42	 So etwa meint die NEK in ihrer Stellungnahme Nr.  13/2006 

(«Sorgfaltskriterien im Umgang mit Suizidbeihilfe») in Ziff. 4.2, 
der Suizidwunsch müsse «aus einem schweren, krankheitsbeding-
ten Leiden entstanden» sein. Demgegenüber hat das Bundesgericht 
in seinem Entscheid BGE 133 I 58 E. 6.1 ausdrücklich festgehal-
ten: «Zum Selbstbestimmungsrecht im Sinne von Art.  8 Ziff.  1 
EMRK gehört auch das Recht, über Art und Zeitpunkt der Been-
digung des eigenen Lebens zu entscheiden; dies zumindest, soweit 
der Betroffene in der Lage ist, seinen entsprechenden Willen frei zu 
bilden und danach zu handeln.» Diese Auslegung von Art. 8 EMRK 
ist auch in EGMR, No. 31322/07, Haas gegen Schweiz, 20.1.2011, 
N 51, bestätigt worden. Vgl. dazu insbesondere Andreas Kley, 
Die Menschenrechte gelten bedingungslos, Plädoyer 6/2018, 
48 ff. So hat das deutsche Bundesverfassungsgericht festgehalten 
(BVerfG, 2. Senat, 2 BvR 2347/15, 26.2.2020, N 210): «Das Recht 
auf selbstbestimmtes Sterben ist als Ausdruck personaler Freiheit 
nicht auf fremddefinierte Situationen beschränkt. Das den innersten 
Bereich individueller Selbstbestimmung berührende Verfügungs-
recht über das eigene Leben ist insbesondere nicht auf schwere 
oder unheilbare Krankheitszustände oder bestimmte Lebens- und 
Krankheitsphasen beschränkt. Eine Einengung des Schutzbereichs 
auf bestimmte Ursachen und Motive liefe auf eine Bewertung der 
Beweggründe des zur Selbsttötung Entschlossenen und auf eine 
inhaltliche Vorbestimmung hinaus, die dem Freiheitsgedanken 
des Grundgesetzes fremd ist. Abgesehen davon, dass eine solche 
Einschränkung in der Praxis zu erheblichen Abgrenzungsschwie-
rigkeiten führen würde, träte sie in Widerspruch zu der das Grund-
gesetz bestimmenden Idee von der Würde des Menschen und seiner 
freien Entfaltung in Selbstbestimmung und Eigenverantwortung 
[…].»

So verlangen diese Richtlinien der Oberstaatsanwalt-
schaft unter der Ziff. 4.2 «Vollständigkeit der Dokumen-
te» nicht nur die Vorlage der sogleich aufgezählten Doku-
mente, sondern die Einhaltung von in diesen Richtlinien 
genannten Vorschriften, ohne dass dafür eine gesetzliche 
Grundlage besteht:
–	 Mitgliederausweis der Suizidhilfeorganisation (sofern 

vorhanden) bzw. analoge Erklärung der suizidwilligen 
Person;

–	 Kopien ärztlicher Zeugnisse und Befunde, welche 
Aufschluss über die Krankheit und deren Verlauf ge-
ben;

–	 Befund bzw. Zeugnis je eines unterschiedlichen Arztes 
bei Doppelsuiziden und eines zweiten Arztes bei jun-
gen suizidwilligen Personen unter 25 Jahren betreffend 
Einstellung zur Krankheit, zur Entwicklung des Sui-
zidwunsches und im Hinblick auf die Feststellung der 
Urteilsfähigkeit sowie die Ausstellung des Rezeptes;

–	 Kopie der schriftlichen Bestätigung der Urteilsfähig-
keit43 durch einen Arzt (nicht älter als 6 Monate);

–	 Berichte über Klärung von alternativen Optionen, Au-
tonomie, Wohlerwogenheit und Konstanz des Sterbe-
wunsches;

–	 Kopie des durch einen Arzt oder eine Ärztin mit Be-
willigung zur Berufsausübung ausgestellten Rezeptes 
(Gültigkeit 6 Monate), welches zudem nur ausgestellt 
werden kann, wenn die suizidwillige Person vorgän-
gig zu mindestens zwei verschiedenen Zeitpunkten 
ärztlich untersucht worden ist; bei ausschliesslich aus-
ländischen ärztlichen Berichten muss dies durch den 
rezeptierenden Arzt erfolgt sein;

–	 Zeitprotokoll über den Ablauf des Suizids inkl. Infusi-
onsbericht (im gegebenen Fall), im Original;

–	 Kostenblatt mit einer Auflistung der vom Mitglied an 
die die Suizidhilfe leistende Organisation oder Ein-
zelperson […] und von diesen an Vertrauensärzte und 
Suizidhelfer erbrachten Leistungen.

Dieser Katalog berücksichtigt nicht, dass die Durchfüh-
rung eines Suizids und die Inanspruchnahme sachkundi-
ger Hilfe dazu nichts anderes sind als die Ausübung eines 
durch die EMRK garantierten Menschenrechts. Eingriffe 
in ein solches Menschenrecht – sollen sie zulässig sein – 
bedürfen gemäss Art. 8 Abs. 2 EMRK einer gesetzlichen 

43	 Das Vorliegen der Urteilsfähigkeit als solcher kann grundsätzlich 
nie bestätigt werden; ihr Vorliegen wird gemäss Art. 16 ZGB von 
Gesetzes wegen vermutet. Bestätigt werden kann lediglich, dass 
keine Anzeichen dafür vorliegen, dass an der Urteilsfähigkeit einer 
Person gezweifelt werden muss.
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Grundlage. Es sollen in diesem Zusammenhang nur gera-
de zwei der aufgeführten Bedingungen kurz kommentiert 
werden:

Erstens die Forderung nach Unterlagen über eine 
Krankheit: Das sowohl vom Bundesgericht als auch vom 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
anerkannte Menschenrecht, selbst entscheiden zu dürfen, 
wann und wie man sein eigenes Leben beenden will, setzt 
keinerlei Krankheit voraus; auch einer gesunden Person 
steht dieses Recht zu. 

Zweitens die Forderung, ein Arzt müsse eine sterbe-
willige Person vorgängig einer Ausstellung eines Rezepts 
für Natrium-Pentobarbital zu mindestens zwei verschie-
denen Zeitpunkten untersucht haben. Gerade die letztere 
Forderung wächst sich zu einer unnötigen Schikane aus: 
Es geht um Menschen, insbesondere solche, die aus dem 
Ausland fehlender Freiheit in deren eigenem Land wegen 
in die Schweiz reisen, welche hier ihr Leben mit Hilfe ei-
ner Organisation zu beenden wünschen. Diese leiden in-
folge von Krankheiten oder anderen Beeinträchtigungen 
schwer. Sie werden dadurch gezwungen, ein zweites Ge-
spräch mit dem rezeptierenden Arzt zu führen und dazu 
in der Schweiz möglicherweise mehrfach zu übernachten. 

Dies, obwohl der Schweizer Arzt, der das Rezept aus-
stellt, seit längerer Zeit die Krankengeschichte inklusive 
ausländischer Arzt- und Krankenhausberichte kennt, und 
trotz der Tatsache, dass jeder weitere Schritt im Verfah-
ren der Organisation, welche die Suizidhilfe leistet, durch 
ein erneutes Verlangen der sterbewilligen Person ausge-
löst werden muss. Somit kommt einem solchen zweiten 
Gespräch keinerlei vernünftige Bedeutung mehr zu. Die 
Dauerhaftigkeit des Sterbewunsches erhellt allein schon 
aus der meist mehrmonatigen Länge des Prüfverfahrens 
und wird mit dem wiederholten Äussern des Sterbewun-
sches durch den Sterbewilligen nachgewiesen. Somit 
fehlt dieser Bedingung jede sachliche Begründung, wo-
durch sie sich als willkürlich erweist.

VII.	 Rechtlich problematische Weisungen 
verursachen unnötige Kosten

Die vorstehend dargelegten, rechtlich problematischen 
Weisungen der Oberstaatsanwaltschaft führen insbeson-
dere im Bereich der organisierten Suizidhilfe unnötiger-
weise zu hohen Kosten, weil dadurch die wichtige Triage-
Funktion des die Leichenschau vornehmenden Arztes, 
welche der Verordnungsgeber bewusst in die BesV auf-
nahm, ausgeschaltet wird. 

In diesem Zusammenhang ist nun noch besonders auf 
die Materialien zur Totalrevision der kantonalen Bestat-

tungsverordnung hinzuweisen. Zur aktuellen Fassung von 
§ 4 Abs. 3 BesV führte der Regierungsrat erläuternd aus: 

«Abs. 3 legt demgegenüber eine beschränkte Verpflichtung zur 
Meldung an die Polizei zu einem früheren Zeitpunkt fest. Diese 
Pflicht besteht, wenn Anzeichen dafür bestehen, dass der Tod 
die Folge eines Unfalls, einer Selbsttötung, einer Fehlbehand-
lung oder einer Straftat war, oder wenn eine unbekannte Person 
tot aufgefunden wurde. Regelungsabsicht ist, dass in Zweifels­
fällen die Polizei so früh als möglich benachrichtigt wird. Diese 
Verpflichtung dient der korrekten Ermittlung der Todesursache 
und ist sachgerecht und verhältnismässig. Nach der neuen Be-
stimmung wird zuerst die Polizei benachrichtigt; diese bietet 
eine Ärztin oder einen Arzt auf. Dies dürfte bereits heute die 
übliche Vorgehensweise sein, denn eine Privatperson benach-
richtigt bei aussergewöhnlichen Umständen eher die Polizei als 
eine Ärztin oder einen Arzt. […] Und dieser Ablauf stellt auch 
sicher, dass die Polizei in allen Zweifelsfällen aufgeboten wird: 
Entweder tut dies bereits diejenige Person, die beim Tod zuge-
gen war oder den Leichnam fand, oder aber die Ärztin oder der 
Arzt nach durchgeführter Leichenschau.»44 

Vom zwingenden Beizug der Staatsanwaltschaft ist hier 
also nicht die Rede. Nach der hierzulande geltenden Hie-
rarchie der verschiedenen Stufen von Normen ist immer-
hin anzunehmen, eine Verordnung des Regierungsrates 
gehe der internen Weisung einer ihm untergeordneten Be-
hörde vor.

Der gegenwärtige Zustand hatte und hat zur Folge, 
dass in den letzten Jahren und noch immer in Hunderten 
von Fällen nicht ein ortsansässiger Arzt die Leichenschau 
vorgenommen hat oder vornimmt. Eine solche hätte ohne 
weiteres und vor allem ohne Nachteile für ein in selte-
nen Ausnahmefällen erforderliches Untersuchungsver-
fahren ausgereicht. Anstelle eines ortsansässigen Arztes 
werden Rechtsmediziner des Instituts für Rechtsmedizin 
der Universität Zürich aufgeboten, um ohne die von der 
BesV verlangte vorhergehende Vornahme einer ärztlichen 
Leichenschau Legalinspektionen nach Art.  253 StPO 
durchzuführen. Dies, obschon die dafür vom Bundesrecht 
vorgesehenen Gründe  – Verdacht auf eine Straftat, Un-
klarheit der Todesart, unklare Identität des Toten – in den 
weitaus überwiegenden Fällen von Freitodbegleitungen 
überhaupt nicht gegeben sind. Dieser Umstand fällt umso 
mehr ins Gewicht, als sich über die Jahre gezeigt hat, dass 
Exit (Deutsche Schweiz), Exit A.D.M.D. (Westschweiz) 
und Dignitas bislang Tausende von Freitodbegleitungen 
durchgeführt haben, die unter rechtlichen Gesichtspunk-
ten mit ganz wenigen Ausnahmen regelkonform verlau-
fen sind. Es darf angenommen werden, dass die Ausnah-
men bei einer Leichenschau durch einen Arzt ebenfalls 

44	 Internet: https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EI 
D=7&DOCID=114579 (Hervorhebungen durch den Autor; Abruf 
23.10.2020).
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entdeckt worden wären, so dass dann anschliessend die 
Staatsanwaltschaft regelkonform eingeschaltet worden 
wäre.

Die hier kritisierten WOSTA scheinen nicht der aktuel-
len Lebenswirklichkeit in diesem Bereich zu entsprechen. 
Sie sind in ihrer Substanz vor langer Zeit entstanden, als 
Freitodbegleitung aus Sicht der Oberstaatsanwaltschaft 
politisch noch als umstritten angesehen wurde. Seit 
der Volksabstimmung vom 15.  Mai 201145 kann davon 
im Kanton Zürich keine Rede mehr sein. Es ist deshalb 
wünschbar, sie in dieser Hinsicht nicht nur gründlich zu 
überdenken, sondern geltendem Recht anzupassen.

VIII.	Zusammenfassende Beurteilung  
der jetzigen Praxis

Als Fazit der gemachten Überlegungen liegt die Vermu-
tung nahe, dass die «WOSTA», die Richtlinien «Verfahren 
bei organisierter Suizidhilfe» sowie der «Generalauftrag 
Legalinspektion» und die sich darauf stützende Praxis der 
Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich in verschiedenen 
Aspekten den aufgezeigten Vorgaben des Bundes- und 
des kantonalen Rechts zuwiderlaufen.

Art. 253 StPO schreibt für aussergewöhnliche Todes-
fälle vor, die Staatsanwaltschaft habe eine Legalinspek-
tion bei Anzeichen «insbesondere für eine Straftat» zum 
Zwecke der Klärung unbekannter oder zweifelhafter 
Identität oder bei unklarer Todesart anzuordnen. Da die 
Beteiligung an einem begleiteten Suizid in der Schweiz 
nicht strafbar ist, sofern nicht aus selbstsüchtigen Moti-
ven gehandelt wird, ist bei bekannter Identität der verstor-
benen Person von einer Legalinspektion jedenfalls so lan-
ge abzusehen, als nicht individuell-konkrete Anzeichen 
für eine Straftat vorliegen. Eine Legalinspektion darf mit 
Sicherheit nicht von vornherein und unbesehen der Um-
stände im Einzelfall für alle begleiteten Suizide angeord-
net werden.

Das kantonalzürcherische Gesundheitsgesetz verlangt 
in §  15 Abs.  3 lit.  a GesG von Medizinalpersonen bei 
aussergewöhnlichen Todesfällen, wie bei Selbsttötung, 
die unverzügliche Benachrichtigung der Polizei. Die 
seit mehr als vier Jahren geltende, völlig revidierte Be-
stattungsverordnung verlangt die Benachrichtigung der 
Polizei auch durch Privatpersonen bei Anzeichen einer 
Selbsttötung. Der in solchen Fällen von der Polizei beige-

45	 Am 15. Mai 2011 verwarfen die Zürcher Stimmberechtigten zwei 
EDU/EVP-Volksinitiativen zu annähernd 85 % bzw. 78 %. Abstim-
mungsergebnisse im Einzelnen siehe Amtsblatt des Kantons Zü-
rich, Textteil, 2011, 1618–1627.

zogene Arzt hat die Leichenschau durchzuführen und den 
Tod, die Todesursache und den Todeszeitpunkt festzustel-
len und seine Feststellungen der Polizei mitzuteilen. Eine 
Pflicht zur Legalinspektion ergibt sich aus kantonalem 
Recht nicht. Mit der neuen Bestattungsverordnung wurde 
das Bestattungswesen auf Anfang 2016 hin klar struktu-
riert und auf das Wesentliche beschränkt. Eine Vorgabe 
des Regierungsrates auf automatische Anordnung einer 
Legalinspektion, die über Art.  253 StPO hinausgehen 
würde, besteht nicht.

Demgegenüber verlangt die Oberstaatsanwaltschaft 
in den WOSTA bei assistierten Suiziden ausnahmslos 
eine – weit über die Leichenschau hinausgehende – Le-
galinspektion praktisch stets durch das Institut für Rechts-
medizin der Universität Zürich. Diese durch Bundes- und 
kantonales Recht nicht vorgegebene Vorgehensweise 
erbringt keine sachdienlichen Hinweise zum begleiteten 
Suizid, verursacht lediglich unnötige und für die Ange-
hörigen zusätzlich belastende Zeitverzögerungen und ge-
neriert zudem hohe Kosten für den Staat und damit die 
Steuerzahler. Die entsprechende Weisung der Oberstaats-
anwaltschaft stammt im Wesentlichen aus einer Zeit vor 
Inkrafttreten der entschlackten und klaren Bestattungs-
verordnung und der geltenden Strafprozessordnung. Sie 
ist im Zusammenhang mit Freitodbegleitungen aus Sicht 
des Verfassers in dieser Hinsicht nicht nur längst nicht 
mehr zeitgemäss, sondern schlicht und einfach rechtswid-
rig.
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